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Öffentliche Bekanntmachung 

 
Bezirksregierung Köln 50667 Köln, 23. Juli 2020 
Dezernat 33  Zeughausstraße 2-10 
-Ländliche Entwicklung, Telefon: 0221 / 147 - 2033 
Bodenordnung- 
 
1.  
Flurbereinigung Mar ienheide 
Tei lgebiet  B 
Az . : –  33.41 – 18741 –  
Ladung zur Bekanntgabe des Nachtrag 1  
zum Flurbereinigungsplan 
-  Holzausgleich –   
 
1. Offenlegungstermin 
2. Anhörungstermin 
 
Im Flurbereinigungsverfahren Marienheide Teilge-
biet B hat die Bezirksregierung Köln als Flurbereini-
gungsbehörde den Nachtrag 1 zum Flurbereini-
gungsplan – Holzausgleich - aufgestellt. Gemäß § 59 
Abs. 1 und 2 i. V. m. § 60 des Flurbereinigungsgeset-
zes – FlurbG - in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), fin-
den zur Vorlage des Nachtrages 1 zum Flurbereini-
gungsplan – Holzausgleich - folgende Termine statt, 
zu denen die Teilnehmer eingeladen werden: 
 
1.  Offenlegungstermin 
 
Der Nachtrag 1 zum Flurbereinigungsplan – Holzaus-
gleich - (Textlicher Teil, Nachweise und Karten) wird 
gemäß § 59 Abs. 1 FlurbG für die Teilnehmer zur Ein-
sichtnahme ausgelegt, 
 

in der Zeit vom 18.08.2020 bis 20.08.2020 
im 

MGV Sängerheim Linge e. V. 
Talsperrenstr. 14, 51709 Marienheide – Linge. 

 
In dieser Zeit stehen Bedienstete der Flurbereini-
gungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 33) 
zur Erteilung von Auskünften zur Verfügung. 
 
Teilnehmer erhalten einen Auszug aus dem Nach-
trag 1 zum Flurbereinigungsplan in Form des Boden-
ordnungsnachweises, der die von ihnen eingebrach-
ten Grundstücke (Einlagenachweis) sowie ihre 
neuen Grundstücke und das Verhältnis ihrer Ge-
samtabfindung zu dem von ihnen Eingebrachten und 
die Ausgleiche und Entschädigungen nachweist (Ab-
findungsnachweis). Zudem erhalten die Teilnehmer 
den Abfindungsnachweis - Holzausgleich -, in dem 
die Werte der abzugebenden und der zu überneh-
menden Bestände miteinander verrechnet werden. 
 
Wenn bei Miteigentum eine gemeinsame bevoll-
mächtigte Person bestellt ist, so erhält nur diese ei-
nen Bodenordnungsnachweis. 

Es wird bereits jetzt darauf hingewiesen, dass das Fi-
nanzamt im Rahmen der Grundbuchberichtigung 
den Abfindungsnachweis – Ausgleiche und Entschä-
digungen – erhält. 
 
Die Teilnehmer werden gebeten ihren jeweiligen 
Auszug, den sie per Post erhalten, zu den Termi-
nen mitzubringen. 
 
Der Nachtrag 1 zum Flurbereinigungsplan umfasst 
ausschließlich die Bekanntgabe des Holzausgleichs, 
basierend auf der Zuteilung des Flurbereinigungspla-
nes. 
 
Besondere Hinweise zur Coronavirus-Prävention 
 
Die Teilnehmer werden gebeten im Wartebereich 
eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen und den 
Mindestabstand von 1,5 m einzuhalten. 
 
Das Erscheinen ist nicht verpflichtend! Sollte kein Er-
läuterungsbedarf bestehen, können die Teilnehmer 
der Offenlage fern bleiben. 
 
Gerne erteilen wir auch vorab telefonische Aus-
künfte. Die Teilnehmer erreichen uns unter folgenden 
Nummern: 
 
Herr Cron (ab dem 10.08.) 0221-147-3372 
Herr Albrecht: 0221-147-2221 
Herr Bitzer: 0221-147-2274 
Frau Cosar: 0221-147-2666  
 
2.  Anhörungstermin 
 
Gegen den bekanntgegebenen Nachtrag 1 zum Flur-
bereinigungsplan - Holzausgleich - können die Betei-
ligten Widerspruch einlegen. Der Widerspruch muss 
gemäß § 59 Abs. 2 FlurbG zur Vermeidung des Aus-
schlusses im Anhörungstermin erhoben werden. 
Die vorgebrachten Widersprüche werden in eine Ver-
handlungsniederschrift aufgenommen (§ 59 Abs. 4 
FlurbG). 
 
Im Anhörungstermin können Einzelauskünfte 
nicht mehr erteilt werden. 
 
Der Anhörungstermin findet statt am: 
 

Freitag, den 04.09.2020, um 10:00 Uhr 
im 

MGV Sängerheim Linge e. V. 
Talsperrenstr. 14, 51709 Marienheide – Linge. 

 
Terminversäumnis oder Nichtabgabe von Erklärun-
gen im Anhörungstermin gelten als Einverständnis 
mit den Festsetzungen des Nachtrag 1 zum Flurbe-
reinigungsplan – Holzausgleich - (§ 134 Abs. 1 
FlurbG). Widersprüche, die vor oder nach dem Anhö-
rungstermin erhoben werden, können nicht berück-
sichtigt werden (§ 59 Abs. 2 FlurbG). 
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Besondere Hinweise zur Coronavirus-Prävention 
 
Die Teilnehmer werden gebeten im Wartebereich so-
wie während des allgemeinen Teils des Termins eine 
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen und den Mindest-
abstand von 1,5 m einzuhalten. 
 
Widersprüche gegen den Nachtrag 1 zum Flurberei-
nigungsplan (Holzausgleich) können sich nur auf die 
gutachterlich ermittelten Bestandswerte zum Bewer-
tungsstichtag beziehen, nicht aber auf die Lage der 
Abfindung, die bereits mit der Offenlegung des Flur-
bereinigungsplanes bekanntgegeben wurde. 
 
Wenn Teilnehmer keinen Widerspruch gegen den 
Nachtrag 1 zum Flurbereinigungsplan – Holzaus-
gleich - Marienheide Teilgebiet B einlegen wollen, 
brauchen sie den Anhörungstermin nicht wahrzu-
nehmen. 
 
Sollten Teilnehmer an der Wahrnehmung der Ter-
mine verhindert sein, können sie sich durch eine be-
vollmächtigte Person vertreten lassen. 
 
Für den Anhörungstermin ist im Falle einer Vertre-
tung eine schriftliche Vollmacht mit beglaubigter Un-
terschrift des Vollmachtgebers vorzulegen. Die Be-
glaubigung der Unterschrift auf der Vollmacht kann 
durch jede siegelführende Dienststelle (in aller Regel 
die zuständige Stadt- oder Gemeindeverwaltung) er-
folgen. Sie ist kostenfrei (§ 108 FlurbG). 
Die bevollmächtigte Person muss diese Vollmacht im 
Anhörungstermin vorlegen. 
 
Im Termin fehlende Vollmachten sind der Bezirksre-
gierung Köln bis spätestens einen Monat nach dem 
Anhörungstermin nachzureichen. 
 
Vollmachtsvordrucke können die Teilnehmer bei der 
Bezirksregierung Köln, Dezernat 33.41, 50606 Köln 
unter Angabe des Aktenzeichens: 33.41- 18741 - und 
Ihrer Ordnungsnummer («ONr») anfordern, oder un-
ter dem Link: 
 
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis 
tungen/abteilung03/33/ 
 
flurbereinigungsverfahren/form_vollmacht.pdf 
 
abrufen. 
Neben dem Formular sind auch „Erläuterungen zum 
Vollmachtsformular“ unter dem Link: 
 
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis 
tungen/abteilung03/33/ 
 
flurbereinigungsverfahren/merkblatt_vollmachtsfor 
mular.pdf. 
 
Das Verschulden eines Vertreters oder Bevollmäch-
tigten steht dem eigenen Verschulden gleich (§ 134 
Abs. 4 FlurbG). 
 
 Mit freundlichen Grüßen 
 Im Auftrag 
 
 Cron 
 Regierungsvermessungsdirektor 

Den Inhalt der o. a. Bekanntmachung finden Sie auch 
auf der Internet-Seite der Bezirksregierung Köln 
http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfah 
ren/33_flurbereinigungsverfahren/index.html 
veröffentlicht. 
 
Allgemeinde Hinweise zum Datenschutz für den Ge-
schäftsbereich der Bezirksregierung Köln sowie In-
formationen zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten im Flurbereinigungsverfahren sind zu finden 
unter: 
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis 
tungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfah 
ren/datenschutzhinweise.pdf. 
 
Auf Wunsch stellen wir Ihnen diese Informationen 
auch barrierefrei zur Verfügung. 
 
 
 
 

 
 
Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Kierspe 

für die Bezirksregierung Köln 
 
 
Bezirksregierung Köln 50667 Köln, 16. Juli 2020 
Dezernat 33  Zeughausstraße 2-10 
-Ländliche Entwicklung, Telefon: 0221 / 147 - 2033 
Bodenordnung- 
 
 
1. 
Flurbereinigung Marienheide Teilgebiet B 
Az.: – 33.41 – 18741 –  
 
Ladung zur Bekanntgabe des Nachtrag 1 zum 
Flurbereinigungsplan - Holzausgleich –  
 
1. Offenlegungstermin 
2. Anhörungstermin 
 
Im Flurbereinigungsverfahren Marienheide Teilge-
biet B hat die Bezirksregierung Köln als Flurbereini-
gungsbehörde den Nachtrag 1 zum Flurbereini-
gungsplan – Holzausgleich - aufgestellt. Gemäß § 59 
Abs. 1 und 2 i. V. m. § 60 des Flurbereinigungsgeset-
zes – FlurbG - in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), fin-
den zur Vorlage des Nachtrages 1 zum Flurbereini-
gungsplan – Holzausgleich - folgende Termine statt, 
zu denen die Teilnehmer eingeladen werden: 
 
1. Offenlegungstermin 
 
Der Nachtrag 1 zum Flurbereinigungsplan – Holzaus-
gleich - (Textlicher Teil, Nachweise und Karten) wird 
gemäß § 59 Abs. 1 FlurbG für die Teilnehmer zur Ein-
sichtnahme ausgelegt, 
 
 

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis%20tungen/abteilung03/33/
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis%20tungen/abteilung03/33/
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis%20tungen/abteilung03/33/
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis%20tungen/abteilung03/33/
http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfah%20ren/33_flurbereinigungsverfahren/index.html
http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfah%20ren/33_flurbereinigungsverfahren/index.html
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis%20tungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfah%20ren/datenschutzhinweise.pdf
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis%20tungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfah%20ren/datenschutzhinweise.pdf
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis%20tungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfah%20ren/datenschutzhinweise.pdf
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in der Zeit vom 18.08.2020 bis 20.08.2020 
im 

MGV Sängerheim Linge e. V. 
Talsperrenstr. 14, 51709 Marienheide – Linge. 

 
In dieser Zeit stehen Bedienstete der Flurbereini-
gungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 33) 
zur Erteilung von Auskünften zur Verfügung. 
 
Teilnehmer erhalten einen Auszug aus dem Nach-
trag 1 zum Flurbereinigungsplan in Form des Boden-
ordnungsnachweises, der die von ihnen eingebrach-
ten Grundstücke (Einlagenachweis) sowie ihre 
neuen Grundstücke und das Verhältnis ihrer Ge-
samtabfindung zu dem von ihnen Eingebrachten und 
die Ausgleiche und Entschädigungen nachweist (Ab-
findungsnachweis). Zudem erhalten die Teilnehmer 
den Abfindungsnachweis - Holzausgleich -, in dem 
die Werte der abzugebenden und der zu überneh-
menden Bestände miteinander verrechnet werden. 
 
Wenn bei Miteigentum eine gemeinsame bevoll-
mächtigte Person bestellt ist, so erhält nur diese ei-
nen Bodenordnungsnachweis. 
 
Es wird bereits jetzt darauf hingewiesen, dass das Fi-
nanzamt im Rahmen der Grundbuchberichtigung den 
Abfindungsnachweis – Ausgleiche und Entschädi-
gungen – erhält. 
 
Die Teilnehmer werden gebeten ihren jeweiligen 
Auszug, den sie per Post erhalten, zu den Termi-
nen mitzubringen. 
 
Der Nachtrag 1 zum Flurbereinigungsplan umfasst 
ausschließlich die Bekanntgabe des Holzausgleichs, 
basierend auf der Zuteilung des Flurbereinigungspla-
nes. 
 
Besondere Hinweise zur Coronavirus-Prävention 
 
Die Teilnehmer werden gebeten im Wartebereich 
eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen und den 
Mindestabstand von 1,5 m einzuhalten. 
 
Das Erscheinen ist nicht verpflichtend! Sollte kein Er-
läuterungsbedarf bestehen, können die Teilnehmer 
der Offenlage fernbleiben. 
 
Gerne erteilen wir auch vorab telefonische Aus-
künfte. Die Teilnehmer erreichen uns unter folgenden 
Nummern:  
 
Herr Cron (ab dem 10.08.) 0221-147-3371 
 
Herr Albrecht: 0221-147-2221 
 
Herr Bitzer: 0221-147-2274 
 
Frau Cosar: 0221-147-2666 
 
 
2. Anhörungstermin 
 
Gegen den bekanntgegebenen Nachtrag 1 zum Flur-
bereinigungsplan - Holzausgleich - können die Betei-
ligten Widerspruch einlegen. Der Widerspruch muss 
gemäß § 59 Abs. 2 FlurbG zur Vermeidung des Aus-
schlusses im Anhörungstermin erhoben werden. 

Die vorgebrachten Widersprüche werden in eine Ver-
handlungsniederschrift aufgenommen (§ 59 Abs. 4 
FlurbG). 
 
Im Anhörungstermin können Einzelauskünfte 
nicht mehr erteilt werden. 
 
Der Anhörungstermin findet statt am: 
 

Freitag, den 04.09.2020, um 10:00 Uhr 
im 

MGV Sängerheim Linge e. V. 
Talsperrenstr. 14, 51709 Marienheide – Linge. 

 
Terminversäumnis oder Nichtabgabe von Erklärun-
gen im Anhörungstermin gelten als Einverständnis 
mit den Festsetzungen des Nachtrag 1 zum Flurbe-
reinigungsplan – Holzausgleich - (§ 134 Abs. 1 
FlurbG). Widersprüche, die vor oder nach dem Anhö-
rungstermin erhoben werden, können nicht berück-
sichtigt werden (§ 59 Abs. 2 FlurbG). 
 
Besondere Hinweise zur Coronavirus-Prävention 
 
Die Teilnehmer werden gebeten im Wartebereich so-
wie während des allgemeinen Teils des Termins eine 
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen und den Mindest-
abstand von 1,5 m einzuhalten. 
 
Widersprüche gegen den Nachtrag 1 zum Flurberei-
nigungsplan (Holzausgleich) können sich nur auf die 
gutachterlich ermittelten Bestandswerte zum Bewer-
tungsstichtag beziehen, nicht aber auf die Lage der 
Abfindung, die bereits mit der Offenlegung des Flur-
bereinigungsplanes bekanntgegeben wurde. 
 
Wenn Teilnehmer keinen Widerspruch gegen den 
Nachtrag 1 zum Flurbereinigungsplan – Holzaus-
gleich - Marienheide Teilgebiet B einlegen wollen, 
brauchen sie den Anhörungstermin nicht wahrzu-
nehmen. 
 
Sollten Teilnehmer an der Wahrnehmung der Ter-
mine verhindert sein, können sie sich durch eine be-
vollmächtigte Person vertreten lassen.  
 
Für den Anhörungstermin ist im Falle einer Vertre-
tung eine schriftliche Vollmacht mit beglaubigter Un-
terschrift des Vollmachtgebers vorzulegen. Die Be-
glaubigung der Unterschrift auf der Vollmacht kann 
durch jede siegelführende Dienststelle (in aller Regel 
die zuständige Stadt- oder Gemeindeverwaltung) er-
folgen. Sie ist kostenfrei (§ 108 FlurbG). 
Die bevollmächtigte Person muss diese Vollmacht im 
Anhörungstermin vorlegen. 
 
Im Termin fehlende Vollmachten sind der Bezirksre-
gierung Köln bis spätestens einen Monat nach dem 
Anhörungstermin nachzureichen. 
 
Vollmachtsvordrucke können die Teilnehmer bei der 
Bezirksregierung Köln, Dezernat 33.41, 50606 Köln 
unter Angabe des Aktenzeichens: 33.41- 18741 - und 
Ihrer Ordnungsnummer («ONr») anfordern, oder un-
ter dem Link: 
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https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis 
tungen/abteilung03/33/ 
flurbereinigungsverfahren/form_vollmacht.pdf abru 
fen 
 
Neben dem Formular sind auch „Erläuterungen zum 
Vollmachtsformular“ unter dem Link: 
 
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis 
tungen/abteilung03/33/ 
flurbereinigungsverfahren/merkblatt_vollmachtsfor 
mular.pdf.  
 
Das Verschulden eines Vertreters oder Bevollmäch-
tigten steht dem eigenen Verschulden gleich (§ 134 
Abs. 4 FlurbG).  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Cron 
Regierungsvermessungsdirektor 
 
Den Inhalt der o. a. Bekanntmachung finden Sie auch 
auf der Internet-Seite der Bezirksregierung Köln 
 
http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfah 
ren/33_flurbereinigungsverfahren/index.html 
veröffentlicht. 
 
Allgemeinde Hinweise zum Datenschutz für den Ge-
schäftsbereich der Bezirksregierung Köln sowie In-
formationen zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten im Flurbereinigungsverfahren sind zu finden 
unter: 
 
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis 
tungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfah 
ren/datenschutzhinweise.pdf.  
 
Auf Wunsch stellen wir Ihnen diese Informationen 
auch barrierefrei zur Verfügung. 
 
Kierspe, 20.07.2020 
 
 
Frank Emde 
Bürgermeister 
 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch über 
das Internet, Homepage der Stadt Kierspe, unter 
www.kierspe.de (Rat & Verwaltung > Bekanntma-
chungen) eingesehen werden. 

 
 

Bekanntmachung 
 

der Stadt Meinerzhagen 
 
Am 30.07.2020, 17:00 Uhr, findet im Sitzungsraum 2 
des Rathausgebäudes 1, Bahnhofstraße 15, Mei-
nerzhagen, eine Sitzung des Wahlausschusses statt, 
zu der jedermann Zutritt hat. 
 

P r o g r a m m 
 
A) Stunde der Öffentlichkeit  

 
B) Tagesordnung  

 
 1. Sitzungsniederschrift Nr. 2 vom 

11.02.2020 
 

 
 2 Prüfung und Entscheidung über 

die Zulassung der eingereichten 
Wahlvorschläge für die Wahl des 
Bürgermeisters der Stadt Meinerz-
hagen am 13.09.2020 

 

 
 3. Prüfung und Entscheidung über 

die Zulassung der eingereichten 
Wahlvorschläge für die Wahl des 
Rates der Stadt Meinerzhagen am 
13.09.2020 
a) Wahlvorschläge für die Wahl in 

den Wahlbezirken 
b) b) Wahlvorschläge für die Wahl 

der Reserveliste 

 

 
 4. Bekanntgaben und Anfragen  

 
C) Stunde der Öffentlichkeit  

 
Diese Bekanntmachung kann auch unter www.mei 
nerzhagen.de eingesehen werden.  
 
Meinerzhagen, 20.07.2020 
 
 
In Vertretung: 
 
gez. 
Klose 
Wahlleiter 
 

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis
http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfah
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leis


Satzung für die Sparkasse Märkisches Sauerland, Hemer - Menden 

§ 1
Name und Sitz 

(1) Die Sparkasse Märkisches Sauerland, Hemer – Menden, mit dem Sitz in Hemer ist eine mündelsichere, dem ge-
meinen Nutzen dienende rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie führt ihre Geschäfte nach kaufmänni-
schen Grundsätzen. Die Erzielung von Gewinn ist nicht Hauptzweck des Geschäftsbetriebes.

(2) Die Sparkasse ist Mitglied des Westfälisch-Lippischen Sparkassen- und Giroverbandes.

(3) Die Sparkasse führt das dieser Satzung beigedruckte Dienstsiegel.

§ 2
Träger 

Träger der Sparkasse ist der Sparkassenzweckverband der Städte Hemer und Menden. 

§ 3
Organe 

Organe der Sparkasse sind der Verwaltungsrat und der Vorstand. 

§ 4
Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus

a) dem vorsitzenden Mitglied,
b) neun weiteren sachkundigen Mitgliedern und
c) zwei Dienstkräften der Sparkasse.

(2) Die Ausgabe von Genussrechten, die Eingehung nachrangiger Verbindlichkeiten sowie die Aufnahme von Vermö-
genseinlagen stiller Gesellschafter und sonstiger haftender Eigenmittel bedürfen der Zustimmung des Verwal-
tungsrates.

(3) An den Sitzungen des Verwaltungsrates nehmen die Hauptverwaltungsbeamten der Zweckverbandsmitglieder mit
beratender Stimme teil, die nicht Vorsitzender, Mitglied oder Beanstandungsbeamter des Verwaltungsrates sind.



§ 5 
Vorstand 
 
(1) Der Vorstand besteht aus zwei Mitgliedern.  
 
(2) Der Verwaltungsrat kann zwei stellvertretende Mitglieder des Vorstandes bestellen. 
 
 
§ 6 
Vertretung der Sparkasse 
 
(1) Die Sparkasse wird durch zwei Vorstandsmitglieder vertreten. 
 
(2) Der Vorstand ist berechtigt, einzelnen Vorstandsmitgliedern oder anderen Beschäftigten der Sparkasse Vertre-

tungsmacht für einzelne oder bestimmte Arten von Geschäften zu erteilen. Das gilt insbesondere für den Erwerb 
und die Veräußerung oder Belastung von Grundstücken oder grundstücksgleichen Rechten der Sparkasse sowie 
für Vollmachten an Dritte zur Wahrnehmung der Interessen der Sparkasse (z.B. in Rechtsstreitigkeiten, 
Zwangsversteigerungen). 

 
(3) Vorstandsmitglieder im Sinne dieser Regelung sind ordentliche und stellvertretende Vorstandsmitglieder. 
 
 
§ 7 
Kredite und Beteiligungen 
 
Gebiet nach § 3 Abs. 1 a) SpkG ist das Gebiet des Trägers, des Märkischen Kreises und die angrenzenden Kreise und 
kreisfreien Städte. 
 
 
§ 8 
Inkrafttreten der Satzung 
 
Diese Satzung tritt am 01.11.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 01.01.2012 außer Kraft. 



20200720 Bekanntmachungsanordnung mit gezeichnet.docx 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung für die Sparkasse Märkisches Sauerland, Hemer - Menden wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. Die Zweckverbandsversammlung hat die Änderung der Sat-
zung am 22.06.2020 beschlossen. 
 
Das Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen hat die geänderte Satzung für 
die Sparkasse Märkisches Sauerland, Hemer - Menden gemäß § 6 Absatz 2 Satz 2 SpkG 
NRW mit Schreiben vom 10.07.2020 – Az. SK 20-02-1-1-III A 5 – genehmigt.  
 
Es wird gleichzeitig darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss der Zweckverbandsversammlung vorher be-

anstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.  

 
 
Hemer, 20.07.2020 
 
Der Verbandsvorsteher 
 
 
 
gez. Michael Heilmann 
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Stadt Plettenberg Plettenberg, 20.07.2020 
Der Wahlleiter 
 

Einladung 
 

zu einer öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses am Donnerstag, 30.07.2020 

um 17:00 Uhr im Ratssaal des Rathauses, 
Grünestraße 12, 58840 Plettenberg 

 
Wichtige Hinweise zum Schutz vor dem 
Corona-Virus: 
 
Fragen für die Einwohnerfragestunde können auch 
vorab schriftlich eingereicht werden, diese werden 
dann in der Sitzung beantwortet. 
Besucherinnen und Besucher sowie die Vertreterin-
nen und Vertreter der Politik werden aufgefordert, 
beim Einlass und beim Verlassen des Gebäudes in 
den Sitzungsraum einen Mund-Nase-Schutz zu tra-
gen, der bei Einnahme des Platzes entfernt werden 
darf.  
Weiterhin werden die Besucherinnen und Besucher 
gebeten, sich in die Teilnehmerlisten einzutragen. 
 
Tagesordnung 
 
Punkt 1: Einwohnerfragestunde  

 
Punkt 2: Prüfung und Entscheidung über 

die Zulassung der eingereichten 
Wahlvorschläge für die Wahl des 
Bürgermeisters und der Vertretung 
der Stadt Plettenberg am 
13.09.2020 

 

 
Punkt 3: Verschiedenes  

 
Punkt 4: Einwohnerfragestunde  

 
 
gez. Steinhoff 
 
 
 
Hinweise: 
 
Der Wahlausschuss ist ohne Rücksicht auf die Zahl 
der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Dane-
ben sind sie nicht gehindert, an einer Entscheidung 
mitzuwirken, die sich auf ihre Wahl oder Bewerbung 
erstreckt. 

 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

zur 5. Sitzung des Wahlausschusses 
am Montag, 03.08.2020, 17:00 Uhr 

im Bürgersaal des Rathauses Herscheid 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Wahlaus-
schuss ohne Rücksicht auf die Zahl der erschiene-
nen Beisitzer beschlussfähig ist. 
Die Verhandlungen des Wahlausschusses sind öf-
fentlich. Zu der Sitzung, zu der jedermann Zutritt 
hat, werden besonders die Vertrauenspersonen der 
Wahlvorschläge eingeladen. 
 
Aufgrund der Ausbreitung von COVID-19 gilt neben 
den einzuhaltenden allgemeinen Präventionsmaß-
nahmen eine Kapazitätsbeschränkung für und Re-
gistrierung von Besucherinnen und Besuchern. Per-
sonen mit Krankheitssymptomen haben der Sitzung 
fernzubleiben 
 

 
Tagesordnung 

 
I. Öffentliche Sitzung 
 
1. Entscheidung über die Zulassung der 

eingereichten Wahlvorschläge für die 
Kommunalwahlen am 13. September 
2020 

 

 
1.1 Wahl des Bürgermeisters der Gemeinde 

Herscheid 
 

 
1.2 Wahl der Vertretung der Gemeinde Her-

scheid 
 

 
2. Bekanntgaben und Anfragen  

 
Herscheid, 23.07.2020 
 
 
Die Wahlleiterin: 
P l a t e – E r n s t 
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Amtliche Bekanntmachung 
 
 
 
Satzungsbeschluss zur 5. Änderung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans Nr. 329 
„Lebensmitteldiscounter und Einzelhandels-
betrieb – Brinkhofstraße / An Pater und 
Nonne“ 
 
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 23.06.2020 fol-
genden Beschluss gefasst: 
 
5. Änderung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Nr. 329 „Lebensmitteldiscounter und 
Einzelhandelsbetrieb – Brinkhofstraße / An Pater 
und Nonne“ gem. § 13 BauGB 
hier: a. Beratung über eingegangene 
  Stellungnahmen 
 b. Satzungsbeschluss 
 
Diese Satzung beruht auf §§ 2, 10 des Bauge-
setzbuches (BauGB) und § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666, SGV 
NRW 2023) in der zurzeit geltenden Fassung. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit 
gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 
des Gesetzes vom 20.Juli 2017 (BGBL. I S. 2808) 
öffentlich bekannt gemacht. Mit der Bekanntma-
chung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Iserlohn, den 24.07.2020 STADT ISERLOHN 
   Bürgermeister 
   In Vertretung 
 
   Michael Wojtek 
   1. Beigeordneter 
 
In den Bebauungsplan und die Begründung kann 
ab sofort während der Dienststunden im Rathaus 
II, Werner-Jacobi-Platz 12 - Bereich Städte-
bau/Abteilung Städtebauliche Planung -, Einsicht 
genommen werden. Des Weiteren ist die Ein-
sichtnahme auch über das Internet möglich: 
 
http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadt-
entwicklung > Bebauungsplaene 
 
Aufgrund der Coronavirus-Pandemie-Vorschriften 
den Landes NRW, ist das Rathaus nur beschränkt 
begehbar, wir bitten Sie, sich telefonisch anzumel-
den, damit wir Ihren Zutritt gewährleisten können. 
 

Hinweise 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 

Sätze 1 und 2 BauGB über die fristge-
mäße Anmeldung etwaiger Entschädi-
gungsansprüche in Folge der Festset-
zungen dieser Bebauungsplanänderung 
wird hingewiesen. 
Die Leistung der Entschädigung ist 
schriftlich bei der Stadt Iserlohn zu be-
antragen. Nach § 44 Abs. 4 BauGB er-
lischt der Entschädigungsanspruch, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem 
die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind, die Fälligkeit des Anspru-
ches herbeigeführt wird. 

 
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften nach der Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) kann gem. § 7 Abs. 6 GO nach 
Ablauf eines Jahres seit der Bekanntma-
chung dieser Satzung im Märkischen 
Amtsblatt nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung 

fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
3. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verlet-

zungen von Verfahrens- oder Formvor-
schriften i.S.v. § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3, eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flä-
chennutzungsplans sowie Mängel in der 
Abwägung nach einem Jahr seit Be-
kanntmachung des Bebauungsplans un-
beachtlich, es sei denn, sie werden in-
nerhalb der Fristen schriftlich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. 

 
Iserlohn, den 27.07.2020 STADT ISERLOHN 
   Bürgermeister 
   In Vertretung 
  
   Michael Wojtek 
   1. Beigeordneter
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Amtliche Bekanntmachung 
 
Satzungsbeschluss zur 2. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 379 „Lenneradweg (Ab-
schnitt- Promenade Letmathe)“ 
 
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 23.06.2020 fol-
genden Beschluss gefasst: 
 
2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 379 „Len-
neradweg (Abschnitt- Promenade Letmathe)“ 
gem. § 13 BauGB 
hier: a. Beratung über eingegangene 
  Stellungnahmen 
 b. Satzungsbeschluss 
 
Diese Satzung beruht auf §§ 2, 10 des Bauge-
setzbuches (BauGB) und § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666, SGV 
NRW 2023) in der zurzeit geltenden Fassung. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit 
gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 
des Gesetzes vom 20.Juli 2017 (BGBL. I S. 2808) 
öffentlich bekannt gemacht. Mit der Bekanntma-
chung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Iserlohn, den 24.07.2020 STADT ISERLOHN 
   Bürgermeister 
   In Vertretung 
 
   Michael Wojtek 
   1. Beigeordneter 
 
In den Bebauungsplan und die Begründung kann 
ab sofort während der Dienststunden im Rathaus 
II, Werner-Jacobi-Platz 12 - Bereich Städte-
bau/Abteilung Städtebauliche Planung -, Einsicht 
genommen werden. Des Weiteren ist die Ein-
sichtnahme auch über das Internet möglich: 
 
http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadt-
entwicklung > Bebauungsplaene 
 
Aufgrund der Coronavirus-Pandemie-Vorschriften 
den Landes NRW, ist das Rathaus nur beschränkt 
begehbar, wir bitten Sie, sich telefonisch anzumel-
den, damit wir Ihren Zutritt gewährleisten können. 
 
Hinweise 

 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 

Sätze 1 und 2 BauGB über die fristge-
mäße Anmeldung etwaiger Entschädi-
gungsansprüche in Folge der Festset-
zungen dieser Bebauungsplanänderung 
wird hingewiesen. 

Die Leistung der Entschädigung ist 
schriftlich bei der Stadt Iserlohn zu be-
antragen. Nach § 44 Abs. 4 BauGB er-
lischt der Entschädigungsanspruch, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem 
die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind, die Fälligkeit des Anspru-
ches herbeigeführt wird. 

 
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften nach der Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) kann gem. § 7 Abs. 6 GO nach 
Ablauf eines Jahres seit der Bekanntma-
chung dieser Satzung im Märkischen 
Amtsblatt nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung 

fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 

gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
3. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verlet-

zungen von Verfahrens- oder Formvor-
schriften i.S.v. § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3, eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flä-
chennutzungsplans sowie Mängel in der 
Abwägung nach einem Jahr seit Be-
kanntmachung des Bebauungsplans un-
beachtlich, es sei denn, sie werden in-
nerhalb der Fristen schriftlich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. 

 
Iserlohn, den 27.07.2020 STADT ISERLOHN 
   Bürgermeister 
   In Vertretung 
  
   Michael Wojtek 
   1. Beigeordneter 
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Amtliche Bekanntmachung 
 
Satzungsbeschluss zur 2. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. L 3 „Am Katzenellbogen“ 
 
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 23.06.2020 fol-
genden Beschluss gefasst: 
 
2. Änderung des Bebauungsplans Nr. L 3 „Am 
Katzenellbogen“ gem. § 13 BauGB 
hier: a. Beratung über eingegangene 
  Stellungnahmen 
 b. Satzungsbeschluss 
 
Diese Satzung beruht auf §§ 2, 10 des Bauge-
setzbuches (BauGB) und § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666, SGV 
NRW 2023) in der zurzeit geltenden Fassung. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit 
gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 
des Gesetzes vom 20.Juli 2017 (BGBL. I S. 2808) 
öffentlich bekannt gemacht. Mit der Bekanntma-
chung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Iserlohn, den 24.07.2020 STADT ISERLOHN 
   Bürgermeister 
   In Vertretung 
 
   Michael Wojtek 
   1. Beigeordneter 
 
In den Bebauungsplan und die Begründung kann 
ab sofort während der Dienststunden im Rathaus 
II, Werner-Jacobi-Platz 12 - Bereich Städte-
bau/Abteilung Städtebauliche Planung -, Einsicht 
genommen werden. Des Weiteren ist die Ein-
sichtnahme auch über das Internet möglich: 
 
 

http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadt-
entwicklung > Bebauungsplaene 
 
Aufgrund der Coronavirus-Pandemie-Vorschriften 
den Landes NRW, ist das Rathaus nur beschränkt 
begehbar, wir bitten Sie, sich telefonisch anzumel-
den, damit wir Ihren Zutritt gewährleisten können. 
 
Hinweise 

 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 

Sätze 1 und 2 BauGB über die fristge-
mäße Anmeldung etwaiger Entschädi-
gungsansprüche in Folge der Festset-
zungen dieser Bebauungsplanänderung 
wird hingewiesen. 

Die Leistung der Entschädigung ist 
schriftlich bei der Stadt Iserlohn zu be-
antragen. Nach § 44 Abs. 4 BauGB er-
lischt der Entschädigungsanspruch, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem 
die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind, die Fälligkeit des Anspru-
ches herbeigeführt wird. 

 
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften nach der Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) kann gem. § 7 Abs. 6 GO nach 
Ablauf eines Jahres seit der Bekanntma-
chung dieser Satzung im Märkischen 
Amtsblatt nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung 

fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsge-

mäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-

schluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 

gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
3. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verlet-

zungen von Verfahrens- oder Formvor-
schriften i.S.v. § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3, eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flä-
chennutzungsplans sowie Mängel in der 
Abwägung nach einem Jahr seit Be-
kanntmachung des Bebauungsplans un-
beachtlich, es sei denn, sie werden in-
nerhalb der Fristen schriftlich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. 

 
Iserlohn, den 27.07.2020 STADT ISERLOHN 
   Bürgermeister 
   In Vertretung 
  
   Michael Wojtek 
   1. Beigeordneter 



Bebauungsplan L 3
Am Katzenellbogen

2. Änderung

Abgrenzung des Plangebietes
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Amtliche Bekanntmachung 
 
Satzungsbeschluss zur 4. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. H 8 „Rheinen“ 
 
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 23.06.2020 fol-
genden Beschluss gefasst: 
 
4. Änderung des Bebauungsplans Nr. H 8 „Rhei-
nen“ gem. § 13 BauGB 
hier: a. Beratung über eingegangene 
  Stellungnahmen 
 b. Satzungsbeschluss 
 
Diese Satzung beruht auf §§ 2, 10 des Bauge-
setzbuches (BauGB) und § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666, SGV 
NRW 2023) in der zurzeit geltenden Fassung. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit 
gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 
des Gesetzes vom 20.Juli 2017 (BGBL. I S. 2808) 
öffentlich bekannt gemacht. Mit der Bekanntma-
chung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Iserlohn, den 24.07.2020 STADT ISERLOHN 
   Bürgermeister 
   In Vertretung 
 
   Michael Wojtek 
   1. Beigeordneter 
 
In den Bebauungsplan und die Begründung kann 
ab sofort während der Dienststunden im Rathaus 
II, Werner-Jacobi-Platz 12 - Bereich Städte-
bau/Abteilung Städtebauliche Planung -, Einsicht 
genommen werden. Des Weiteren ist die Ein-
sichtnahme auch über das Internet möglich: 
 
 

http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadt-
entwicklung > Bebauungsplaene 
 
Aufgrund der Coronavirus-Pandemie-Vorschriften 
den Landes NRW, ist das Rathaus nur beschränkt 
begehbar, wir bitten Sie, sich telefonisch anzumel-
den, damit wir Ihren Zutritt gewährleisten können. 
 
Hinweise 

 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 

Sätze 1 und 2 BauGB über die fristge-
mäße Anmeldung etwaiger Entschädi-
gungsansprüche in Folge der Festset-
zungen dieser Bebauungsplanänderung 
wird hingewiesen. 

Die Leistung der Entschädigung ist 
schriftlich bei der Stadt Iserlohn zu be-
antragen. Nach § 44 Abs. 4 BauGB er-
lischt der Entschädigungsanspruch, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem 
die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind, die Fälligkeit des Anspru-
ches herbeigeführt wird. 
 

2. Die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften nach der Gemeinde-
ordnung Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) kann gem. § 7 Abs. 6 GO nach 
Ablauf eines Jahres seit der Bekanntma-
chung dieser Satzung im Märkischen 
Amtsblatt nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung 

fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsge-

mäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-

schluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 

gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
3. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verlet-

zungen von Verfahrens- oder Formvor-
schriften i.S.v. § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3, eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flä-
chennutzungsplans sowie Mängel in der 
Abwägung nach einem Jahr seit Be-
kanntmachung des Bebauungsplans un-
beachtlich, es sei denn, sie werden in-
nerhalb der Fristen schriftlich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. 

 
Iserlohn, den 27.07.2020 STADT ISERLOHN 
   Bürgermeister 
   In Vertretung 
  
   Michael Wojtek 
   1. Beigeordneter 



Bebauungsplan H 8 
Rheinen

4. Änderung

Abgrenzung des Plangebietes
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Bekanntmachung der Stadt Iserlohn 
 
Sitzung des Wahlausschusses der Stadt Iserlohn 
am 04.08.2020 über die Zulassung der eingereich-
ten Wahlvorschläge für die Kommunalwahlen 2020 
und die Integrationsratswahl 
 
Am Dienstag, den 04.08.2020, um 17 Uhr, findet im 
Rathaus I, Raum 163 a, Schillerplatz 7, 58636 Iserlohn, 
die Sitzung des Wahlausschusses der Stadt Iserlohn 
statt. Die Sitzung des Wahlausschusses sind öffent-
lich; zu den Sitzungen hat jedermann zutritt. 

T a g e s o r d n u n g 
 
Öffentlicher Teil: 

1. Eröffnung der Sitzung 
2. Verpflichtung der Beisitzer gem. § 6 Abs. 3 

Kommunalwahlordnung 
3. Zulassung der eingereichten Wahlvorschläge 

für die Kommunalwahlen und die Wahl des In-
tegrationsrates am 13.09.2020 
a) Wahl des Bürgermeisters der Stadt Iserlohn 
b) Wahl der Vertretung der Stadt Iserlohn 
c) Wahl des Integrationsrates der Stadt 

Iserlohn 
4. Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden und 

der Verwaltung 
5. Beantwortung von Anfragen 
6. Anfragen 

 
 
Iserlohn, 27.07.2020 
 
 
Stadt Iserlohn 
Der Bürgermeister 
als Wahlleiter 
 
 
 
i.V. Michael Wojtek 

 
 

Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 
 
Eintrag von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern, die von der Meldepflicht befreit sind, in das 
Wählerverzeichnis für die Kommunalwahlen und 
für die Wahl des Integrationsrates in der Stadt Lü-
denscheid am 13.09.2020 
 
An den Kommunalwahlen und der Wahl zum Integra-
tionsrat kann nur teilnehmen, wer in ein Wählerver-
zeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die gemäß § 
26 Bundesmeldegesetz von der Meldepflicht befreit 
sind, können nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis 
eingetragen werden. Das sind z. B. Mitglieder einer 
ausländischen diplomatischen Mission, einer konsu-
larischen Vertretung oder Angehörige einer hier sta-
tionierten ausländischen NATO-Streitkraft ein-
schließlich der im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Familienangehörigen. 
 
Voraussetzung für den Antrag ist, dass die Unions-
bürgerin bzw. der Unionsbürger am Wahltag 

1) das 16. Lebensjahr vollendet hat und 
2) seit mindestens dem 16. Tag vor der Wahl 

(28.08.2020) in der Gemeinde, bei Kreiswahlen 
im Kreisgebiet, ihre/seine Wohnung, bei mehre-
ren Wohnungen die Hauptwohnung hat oder 
sich sonst gewöhnlich aufhält und keine Woh-
nung außerhalb des Wahlgebiets hat. 

 
Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge Rich-
terspruchs in der Bundesrepublik Deutschland das 
Wahlrecht nicht besitzt. 
 
Der Antrag muss auf einem Formblatt spätestens bis 
zum 16. Tag vor der Wahl (28.08.2020) gestellt wer-
den. Einem später eingehenden Antrag kann nicht 
mehr entsprochen werden. 
 
Die Antragsvordrucke (Formblätter) können kosten-
frei beim Wahlamt der Stadt Lüdenscheid, Rathaus, 
Rathausplatz 2, 58507 Lüdenscheid, Telefon 
02351/17-1684 oder 17-1403 angefordert werden. 
 
Lüdenscheid, den 27.07.2020 
 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Dr. Karl Heinz Blasweiler 
Erster Beigeordneter 
Stadtkämmerer 
 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter 
www.luedenscheid.de in der Rubik „Rathaus & Bür-
ger / Info & Service / Öffentliche Bekanntmachungen“ 
eingesehen werden. 

http://www.luedenscheid.de/
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Bekanntmachung der Stadt Plettenberg 
Kommunalwahl am 13.09.2020 

- von der Meldepflicht befreite ausländische 
Unionsbürger/innen - 

 
An der Kommunalwahl kann nur teilnehmen, wer in 
ein Wählerverzeichnis eingetragen ist. Staatsange-
hörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (ausländische Unionsbürger/innen) werden 
bei Vorliegen der wahlrechtlichen Voraussetzungen 
von Amts wegen in das Wählerverzeichnis der Ge-
meinde eingetragen, in der sie am 09.08.2020 für 
eine Wohnung, bei mehreren Wohnungen für die 
Hauptwohnung gemeldet sind. Sie erhalten dann wie 
die anderen Wahlberechtigten von ihrer Wohnortge-
meinde eine Wahlbenachrichtigung und können da-
mit an der Kommunalwahl teilnehmen. 
 
Ausländische Unionsbürger/innen, die gemäß Mel-
degesetz von der Meldepflicht befreit oder nicht bei 
ihrer Wohnortgemeinde gemeldet sind (zum Beispiel 
Mitglieder einer ausländischen diplomatischen Mis-
sion oder konsularischen Vertretung oder Angehö-
rige einer in der Bundesrepublik Deutschland statio-
nierten ausländischen NATO-Streitkraft einschließ-
lich der im gemeinsamen Haushalt lebenden Fami-
lienangehörigen), werden bei Vorliegen der Voraus-
setzungen nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis 
eingetragen. 
 
Voraussetzung ist, dass sie am Wahltage 
 

a) das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
 
b) seit mindestens dem 16. Tag vor der Wahl 

(28.08.2020) in der Gemeinde - bei Kreiswah-
len im Kreis - eine Wohnung, bei mehreren 
Wohnungen die Hauptwohnung, haben, 

 
c) in der Bundesrepublik Deutschland nicht vom 

Wahlrecht ausgeschlossen sind. 
 
Die von der Meldepflicht befreiten ausländischen 
Unionsbürger/innen können bis spätestens 
28.08.2020 bei ihrer Wohnsitzgemeinde einen förm-
lichen Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeich-
nis stellen. Ein später eingehender Antrag kann nicht 
mehr berücksichtigt werden. 
 
Antragsformulare können bei der Stadt Plettenberg 
im Wahlamt im Rathaus, Grünestraße 12, 58840 
Plettenberg, Zimmer 108 oder 110 angefordert oder 
persönlich abgeholt werden. 
 
Plettenberg, 23.07.2020 
 
 
Der stv. Wahlleiter 
 
-Groll- 

 
 

Bekanntmachung der Stadt Meinerzhagen 
 
 
Neuwahl einer Schiedsperson für den Schied-
samtsbezirk Meinerzhagen 
 
 
Der Rat der Stadt Meinerzhagen hat am 22.06.2020 
für den Schiedsamtsbezirk Meinerzhagen 
 

Herrn Udo Faust, 
Rügener Weg 9, 58540 Meinerzhagen, 
Tel.: 02354/5534, 

 
mit Wirkung vom 23.06.2020 für die Dauer von 5 Jah-
ren zum Schiedsmann gewählt. 
 
Der Direktor des Amtsgerichtes Meinerzhagen hat 
die Wahl mit Beschluss vom 21.07.2020 bestätigt. 
 
Herr Faust übernimmt gleichzeitig die Stellvertretung 
für den Schiedsamtsbezirk Valbert. 
 
Diese Bekanntmachung kann auch auf der Home-
page der Stadt Meinerzhagen unter www.meinerzha 
gen.de eingesehen werden. 
 
Meinerzhagen, den 27. Juli 2020 
 
 
Der Bürgermeister 
Nesselrath 
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Satzung 
der Stadt Plettenberg über die Inanspruchnahme 

von Angeboten in Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespflege im Stadtgebiet 

Plettenberg vom 25.06.2020 
 
Der Rat der Stadt Plettenberg hat aufgrund der §§ 7 
Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
14.07.1994 (GV.NRW, S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. 
NRW. S. 202), in Kraft getreten am 24. April 2019 in 
der zurzeit geltenden Fassung und des §§ 50 und 51 
des Gesetzes zur qualitativen Weiterentwicklung der 
frühen Bildung vom 03.12.2019, Gesetz zur frühen 
Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungs-
gesetz NRW – KiBiz) in der zurzeit geltenden Fas-
sung - Sechstes Gesetz zur Ausführung des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch - in seiner Sitzung am 
23.06.2020 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten in Kin-

dertageseinrichtungen oder Kindertagespflege, 
die nicht nach § 50 beitragsfrei ist, erhebt die 
Stadt Plettenberg als örtlicher Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe, gemäß § 51 KiBiz von den El-
tern monatlich zu entrichtende, öffentlich-rechtli-
che Beiträge (Elternbeiträge). Die Elternbeiträge 
sind gemäß § 51 Abs. 4 KiBiz sozial gestaffelt und 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Eltern 
sowie die Betreuungszeit zu berücksichtigen. 

 
(2) Voraussetzung für den Besuch einer Kinderta-

geseinrichtung ist der Betreuungsvertrag zwi-
schen Träger und Eltern. Die Inanspruchnahme 
eines Betreuungsplatzes setzt grundsätzlich vo-
raus, dass Eltern dem Jugendamt spätestens 
sechs Monate vor Inanspruchnahme den für ihr 
Kind gewünschten Betreuungsbedarf, den ge-
wünschten Betreuungsumfang und die Betreu-
ungsart schriftlich oder elektronisch angezeigt 
haben. Die Anzeige kann auch über die Tages-
einrichtungen erfolgen. 

 
(3) Für die Erhebung der Elternbeiträge, teilt der Trä-

ger der Kindertageseinrichtung dem Jugendamt, 
gemäß § 51 Abs. 2 KiBiz die Namen, Anschriften, 
Geburtsdaten, die Betreuungszeiten sowie die 
Aufnahme-, und Abmeldedaten der Kinder sowie 
die entsprechenden Angaben der Personensor-
geberechtigten unverzüglich mit. 

 

§ 2 
Betreuungsumfang und Beitragszeitraum 

 
(1) Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats 

indem die Aufnahme des Kindes in eine Kinder-
tageseinrichtung beginnt und endet mit Ablauf 
des Betreuungsvertrages. 

 
(2) Die Aufnahme des Kindes in eine Tageseinrich-

tung für Kinder erfolgt grundsätzlich zum 1. eines 
Monats. Mit diesem Tag beginnt die Beitrags-
pflicht. Sollte in begründeten Ausnahmefällen 
eine Aufnahme zu einem späteren Zeitpunkt er-
folgen, so ist für den Monat der volle Beitrag zu 
zahlen. Die Beitragspflicht wird durch Schließ-
tage der Kindertageseinrichtung oder Ausfallzei-
ten der Tagespflegeperson nicht berührt. Sie be-
steht unabhängig von der tatsächlichen Nutzung 
des Platzes. 

 
(3) Änderungen des Elternbeitrages durch Änderung 

des Betreuungsumfangs oder durch eine Ein-
kommensänderung der Eltern werden vom ersten 
Tag des nächsten Monats an wirksam. 

 
(4) Die Kündigung des Betreuungsverhältnisses er-

folgt in der Regel zum Ende eines Monats bei ei-
ner Kündigungsfrist von drei Monaten. In beson-
ders begründeten Ausnahmefällen ist eine vor-
zeitige Kündigung möglich. Über den Antrag ent-
scheidet der öffentliche Träger nach pflichtgemä-
ßem Ermessen. 

 
(5) Beitragszeitraum ist ein Kindergartenjahr; dieses 

entspricht dem Schuljahr, es beginnt am 01. Au-
gust und endet am 31. Juli des folgenden Jahres. 

 
 

§ 3 
Fälligkeit des Beitrages 

 
(1) Der Beitrag wird im Voraus in zwölf Monatsbeiträ-

gen erhoben und ist jeweils am 15. eines Monats 
fällig. 

 
(2) Die Beitragszahlung erfolgt grundsätzlich durch 

eine Einzugsermächtigung, einen Dauerauftrag 
oder durch eine Überweisung (Selbsteinzahlung) 
unter der Angabe der hierfür erforderlichen Daten 
(gem. Elternbeitragsbescheid). 

 
(3) Für Zwangsmaßnahmen nach dieser Satzung gilt 

das Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. 

 
 

§ 4 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig sind die Eltern, mit denen das 

Kind zusammenlebt. Lebt das Kind nur mit einem 
Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle 
der Eltern. 
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(2) Wird das Kind nicht nur vorübergehend in Voll-
zeitpflege nach § 33 SGB VIII betreut, ist die Pfle-
gefamilie oder der Träger der Einrichtung bei-
tragspflichtig. Bei einer nicht nur vorübergehen-
den Betreuung eines Kindes durch eine Hilfe 
nach §§ 33 oder 34 SGB VIII (Pflegeeltern oder 
der Träger einer Einrichtung) wird zur Beitrags-
berechnung die erste Einkommensstufe zu-
grunde gelegt. 

 
(3) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den  

Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach 
§ 32 Einkommensteuergesetz gewährt oder Kin-
dergeld gezahlt, treten die Personen, die diese 
Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. 

 
(4) Die Eltern haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 5 
Elternbeitrag 

 
(1) Die Beitragspflichtigen werden entsprechend der 

vertraglich vereinbarten wöchentlichen Betreu-
ungszeit des Kindes und ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit herangezogen. Die Höhe des 
zu entrichtenden Elternbeitrags ergibt sich aus 
der Tabelle, die dieser Satzung als Anlage beige-
fügt ist. 

 
(2) Maßgebend für die Bemessung der Beitragshöhe 

ist das Bruttojahreseinkommen (siehe § 8). So-
weit dieses Einkommen bei Aufnahme des Kin-
des oder zum Zeitpunkt einer Überprüfung noch 
nicht bekannt ist, erfolgt die Festsetzung des El-
ternbeitrages aufgrund einer Schätzung der vo-
raussichtlichen Einnahmen. 

 
(3) Der Träger der Kindertageseinrichtung kann von 

den Eltern zusätzlich ein Entgelt für Mahlzeiten 
verlangen.  

 
(4) Besuchen mehr als ein Kind / Geschwisterkind ei-

ner Familie oder von Personen, die nach § 4 die-
ser Satzung an die Stelle der Eltern treten, gleich-
zeitig eine Kindertageseinrichtung, so wird der 
Beitrag für das zweite und jedes weitere Kind 
nicht erhoben. 

 
(5) Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kinder-

tageseinrichtungen oder Kindertagespflege durch 
Kinder, die bis zum 30. September das vierte Le-
bensjahr vollendet haben werden, ist ab Beginn 
des im selben Kalenderjahr beginnenden Kinder-
gartenjahres bis zur Einschulung beitragsfrei. 

 
(6) Die Befreiung für Geschwisterkinder wird eben-

falls angewendet, mit der Maßgabe, dass diese 
Regelung „einrichtungsübergreifend“ gilt, also 
auch bei dem Besuch eines Kindes in einer Kin-
dertageseinrichtung, Kindertagespflege und ei-
nes Kindes in der „Offenen Ganztagsschule“ 
(OGS). Ergeben sich unterschiedlich hohe Bei-
träge, so ist der höhere Beitrag zu zahlen. 

 

§ 6 
Einkommen 

 
(1) Die Elternbeiträge sind nach der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit der Eltern gestaffelt. Diese 
Leistungsfähigkeit ergibt sich aus ihrem Einkom-
men. Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die 
Summe der positiven Einkünfte der Beitrags-
pflichtigen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Ein-
kommensteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Ver-
lusten aus anderen Einkunftsarten und mit Ver-
lusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist 
nicht zulässig. Zum Einkommen im Sinne des 
Satzes 3 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhalts-
leistungen sowie die zur Deckung des Lebensun-
terhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für 
die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag 
gezahlt wird, hinzuzurechnen. 

 
(2) Bei der Einkommensberechnung bleiben das Kin-

dergeld, das Elterngeld nach dem Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz (BEEG) sowie das Be-
treuungsgeld nach dem Betreuungsgeldgesetz 
(BetrGeldG) in Höhe des in § 10 Absätze 2 und 3 
(BEEG) genannten Betrages, das Baukindergeld 
des Bundes sowie die Eigenheimzulage nach 
dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. 

 
(3) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Be-

schäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung eines Mandats und steht ihm aufgrund 
dessen für den Fall des Ausscheidens eine le-
benslängliche Versorgung oder an deren Stelle 
eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist 
dem nach dem Absatz 1 ermittelten Einkommen 
ein Betrag von 10 % der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung des Mandats hinzuzurechnen. 

 
(4) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die 

nach § 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu ge-
währenden Freibeträge von dem ermittelten Ein-
kommen abzuziehen. 

 
(5) Im Fall des § 4 Abs. 3 ist ein Elternbeitrag zu zah-

len, der sich nach der Elternbeitragsstaffel für die 
erste Einkommensgruppe ergibt. 

 
 

§ 7 
Erlass des Elternbeitrages 

 
(1) Im Falle des § 90 Absatz 3 SGB VIII wird der Kos-

tenbeitrag auf Antrag erlassen oder auf Antrag 
ein Teilnahmebeitrag vom Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe übernommen, wenn die Belastung 
durch Kostenbeiträge den Eltern und dem Kind 
nicht zuzumuten sind. Nicht zuzumuten sind Kos-
tenbeiträge immer dann, wenn Eltern oder Kinder 
anspruchsberechtigt für Bildung und Teilhabe 
sind, das heißt in einer Bedarfsgemeinschaft le-
ben, die Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts nach dem SGB II, Leistungen nach 
dem dritten und vierten Kapitel des Zwölften Bu-
ches oder Leistungen nach den §§ 2 und 3 des 
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Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder 
deren Eltern Kinderzuschlag gemäß § 6a des 
Bundeskindergeldgesetzes oder Wohngeld nach 
dem Wohngeldgesetz erhalten. 

 
 

§ 8 
Nachweis des Einkommens 

 
(1) Maßgebend für die Bemessung der Elternbei-

träge ist das jeweils erzielte Einkommen der Bei-
tragspflichtigen des Kalenderjahres, für das der 
Elternbeitrag festgesetzt werden soll. Soweit Mo-
natseinkommen bei Aufnahme des Kindes oder 
zum Zeitpunkt einer Überprüfung nicht bestimm-
bar sind, ist abweichend von Satz 1 auf das zu 
erwartende Jahreseinkommen abzustellen. Dazu 
wird das Zwölffache des Einkommens des letzten 
Monats zugrunde gelegt, so sind auch Einkünfte 
zuzurechnen, die zwar nicht in diesem Monat be-
zogen wurden, aber im laufenden Jahr voraus-
sichtlich erwirtschaftet werden.  

 
(2) Die Beitragspflichtigen sind während des gesam-

ten Betreuungszeitraumes verpflichtet, Änderun-
gen in den wirtschaftlichen oder persönlichen 
Verhältnissen, die für die Bemessung des Eltern-
beitrages maßgeblich sind, unverzüglich mitzutei-
len und durch entsprechende Belege nachzuwei-
sen. Die Stadt Plettenberg ist berechtigt, die per-
sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Beitragspflichtigen regelmäßig zu überprüfen. 
Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach 
Eintritt der Änderung des Einkommens neu fest-
zusetzen. 

 
(3) Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne 

den geforderten Nachweis ist der höchste Eltern-
beitrag zu leisten. 

 
(4) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen ha-

ben die Eltern dem örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe schriftlich anzugeben und nach-
zuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß 
der Anlage nach § 5 dieser Satzung ihren Eltern-
beiträgen zugrunde zu legen ist. 

 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung vom 06.05.2015 tritt am 
31.07.2020 außer Kraft. Diese Satzung tritt am 
01.08.2020 in Kraft. 

Anlage 
 
 

Bruttojahres-
einkommen  

Mtl. 
Beitrags-
höhe bei 

25 
Stunden 

(in €) 

Mtl. 
Beitrags-
höhe bei 

35 
Stunden 

(in €) 

Mtl. 
Beitrags-
höhe bei 

45 
Stunden 

(in €) 

Bis 30.000 € 0 0 0 

Bis 40.000 € 55 65 106 

Bis 50.000 € 85 100 154 

Bis 60.000 € 115 135 201 

Bis 70.000 € 145 170 249 

Bis 80.000 € 175 205 296 

Bis 90.000 € 205 240 344 

Bis 

100.000 € 
235 275 391 

Bis 

110.000 € 
265 310 439 

Über 
110.000 € 295 345 486 

 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) gegen diese Satzung kann 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Plettenberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Plettenberg, 25.06.2020 
 
Der Bürgermeister 
gez. 
-Schulte-
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